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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen
Raumplanung

Beat Flach (glp, AG) forderte mit seinem Postulat zum Wildwuchs und Wirrwarr bei den
Regeln der Baukunde einen Bericht des Bundesrates, der Massnahmen flr eine
verbesserte Koordination der verschiedenen technischen Regelungen und der
dahinterstehenden Akteure im Planungs- und Bauwesen aufzeigen soll. Laut einer in
der Begriandung zitierten Studie des SECO wdirde allein das Baubewilligungsverfahren
Regulierungskosten von tber CHF 600 Mio. pro Jahr verursachen. Nachdem auch der
Bundesrat Annahme des Postulates beantragt hatte, Uberwies es der Nationalrat im
September 2019 stillschweigend. '

Der Nationalrat hatte in der Herbstsession 2019 ein Postulat von Beat Flach (glp, AG) an
den Bundesrat Uberwiesen, das einen Bericht bezlglich des «Wildwuchses und
Wirrwarrs bei den Regeln der Baukunde» gefordert hatte. Im Méarz 2022 legte der
Bundesrat den Bericht in Erfiillung des Postulats vor. Im Bericht bestétigte der
Bundesrat zunachst die Einschatzung des Postulanten, wonach es in der Baubranche
einen zunehmenden Wildwuchs an technischen Regeln gebe. Diese stammten nicht
primar von Gesetzen oder technischen Normen. Stattdessen wirden in der Praxis viele
private und offentliche Akteure aus Angst vor eventuellen haftungsrechtlichen oder
finanziellen Konsequenzen Vollzugshilfen wie Richtlinien, Checklisten und
Ausfuhrungsbestimmungen erarbeiten, um Fehler bei der Ausfihrung zu vermeiden und
sich innerhalb der gesetzlichen Regelungen zu bewegen. Zwar seien Vollzugshilfen ein
wichtiges und geeignetes Mittel, um den gesetzlichen und verordnungstechnischen
Neuerungen gerecht zu werden und insbesondere Detailfragen zu klédren. Doch es sei
zunehmend schwierig, den Uberblick zu behalten und die Qualitdt und Richtigkeit
dieser Vollzugshilfen abzuschatzen. Es gebe zudem keine allgemeinverbindlichen
Mindeststandards und es sei oft nicht klar, welche Hilfen bei einem Bauvorhaben
angewendet werden mussten.

Der Bundesrat kam in seinem Bericht zum Schluss, dass der beste Losungsansatz fur
das Problem die Setzung von Rahmenbedingungen zur Koordination von Vollzugshilfen
ware. Gemass diesem Losungsvorschlag des Bundesrates soll ein neues Bundesgesetz
geschaffen werden, das einen standardisierten Prozess fur die Ausarbeitung von
Vollzugshilfen festlegen wiarde. Die unter den neuen gesetzlichen Vorgaben
erarbeiteten Vollzugshilfen kdnnten dann in einem 6ffentlich zugéanglichen Register zur
Verfugung gestellt werden. Andere Handlungsansétze wie beispielsweise die
Beibehaltung des Status quo, eine Registrierung der Vollzugshilfen inklusive
Faktencheck oder eine umfassende Regulierung durch eine staatliche Stelle erachtete
der Bundesrat entweder als nicht zielfihrend, als zu aufwéndig oder als nicht
umsetzbar.

Der Nationalrat zeigte sich mit dem Bericht zufrieden und schrieb das Postulat in seiner
Sommersession 2023 ab. Ausserdem nahm die grosse Kammer auch stillschweigend
eine Kommissionsmotion der WAK-NR an, welche den Bundesrat mit der Ausarbeitung
eines Erlassentwurfs zur Setzung von Rahmenbedingungen zur Koordination von
Vollzugshilfen beauftragt. ?

In der Sommersession 2023 gelangte die zweite Etappe der Teilrevision des RPG erneut
in den Nationalrat. In der Wintersession 2019 hatte der Nationalrat als Erstrat
entschieden, nicht auf die Vorlage einzutreten. In der standeréatlichen Detailberatung in
der Sommersession 2022 waren Punkte, die der Nationalrat bei seiner Verweigerung,
auf den Entwurf einzutreten, kritisiert hatte, gestrichen worden. Kommissionssprecher
Mike Egger (svp, SG) bestatigte, dass die Stabilisierung der Zahl an Bauten im
Nichtbaugebiet und die Bodenversiegelung auch fur den Nationalrat im Fokus stlinden
und dass dies das grundlegende Ziel dieser neuen Etappe der RPG-Revision darstelle.
Auch wolle man mit den Instrumenten arbeiten, die bereits die kleine Kammer
vorgesehen hatte, so der Kommissionssprecher weiter. Diese beinhalteten ein
Planungsinstrument, Anreize und Sanktionen. Ersteres beauftrage die Kantone,
Richtpldne zu entwickeln, um das Stabilisierungsziel zu gewahrleisten. Zweiteres
beinhaltete eine Abbruchpréamie, welche darauf abziele, bestehende Bauten ausserhalb
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der Bauzone zu reduzieren. Und nicht zuletzt sollen Sanktionen gegen Kantone ergriffen
werden, falls sich diese weigern wurden, ihre Richtpléne anzupassen. So solle der Bau
von Gebauden ausserhalb der Bauzone nur moglich sein, wenn diese auch
entsprechend kompensiert werden wurden.

Trotz dieser gemeinsamen Ziele beantragte die UREK-NR ihrem Rat, die Vorlage stark zu
vereinfachen und mehr auf landwirtschaftliche Interessen anzupassen. Weiter
beantragte eine mit Stichentscheid des Prasidenten gefallte und somit dusserst knappe
Kommissionsmehrheit, dass nicht mehr genutzte, landwirtschaftliche Anbauten zu
Wohnungen umfunktioniert werden dirfen. Zuletzt dusserte der Kommissionssprecher
die Absicht der UREK-NR, die Vorlage auch dem Nationalrat als offiziellen indirekten
Gegenvorschlag zur Landschaftsinitiative vorzuschlagen.

Bei der Eintrittsdebatte dusserten die unterschiedlichen Fraktionen ihre Voten: Kurt
Egger (gp, TG) rithmte im Namen der Grinen-Fraktion die UREK-NR fir die deutliche
Verbesserung der Vorlage im Vergleich zum Entwurf des Standerats. Die Fraktion wirde
jedoch dem Entwurf nur zustimmen, falls die Umfunktionierung landwirtschaftlicher
Anbauten ausserhalb der Bauzone nicht angenommen werde. Der gleichen Ansicht
waren auch die Fraktionen der SP und GLP. Ebenso unterstitzte die Mitte-Fraktion die
Stossrichtung und die Hauptelemente des Entwurfs der UREK-NR, wobei sie sich bei
der Umfunktionierung landwirtschaftlicher Anbauten gespalten zeigte. Die FDP-
Fraktionssprecherin Susanne Vincenz-Stauffacher (fdp, SG) begrisste die Vorlage und
insbesondere den Gebrauch von Anreizen und ausserte ihre Absicht, im Grossen und
Ganzen der Mehrheit zu folgen - so auch in der Frage der Umfunktionierung
landwirtschaftlicher Anbauten. Schliesslich sprach sich auch SVP-Fraktionssprecher
Pierre-André Page (svp, FR) flr die Vorlage im Sinne der Kommissionsmehrheit aus. In
der Folge trat der Nationalrat stillschweigend auf die Vorlage ein.

Der erste Block der Detailberatung beschéftigte sich mit den vorgeschlagenen
Abbruchpramien, den Richtplénen der Kantone und dem Gebietsansatz. Die
Abbruchpramien setzen einen finanziellen Anreiz, um zonenwidrige Bauten aus der
Landschaft verschwinden zu lassen. Finanziert werden sollten diese durch die
Mehrwertabgaben bei Um- und Aufzonungen. Der Nationalrat pflichtete der Mehrheit
seiner UREK bei, welche dem sténderéatlichen Entwurf hinzugeflgt hatte, dass die
Abbruchpramien ausschliesslich flr rechtméssig erbaute Gebdude und Bauten gelten
sollen. Erfolglos blieben diesbezlglich die Minderheiten Paganini (mitte, SG) und Graber
(svp, VS), welche forderten, dass die Abbruchpramie lediglich fir Bauten und Anlagen
ohne landwirtschaftliche und touristische Nutzung zur Anwendung kommen (Paganini)
und dass die Abbruchpréamie nicht nur auf rechtmassig erbaute Bauten und Anlagen
beschrankt werden solle (Graber). Eine Minderheit Bulliard (mitte, FR) forderte zudem,
den unterschiedlichen finanziellen Voraussetzungen der Kantone bei den Beitragen der
Abbruchpramie Rechnung zu tragen. Der Stédnderat hatte bereits im Vorfeld
beschlossen, dass der Bund die Kantone bei ihren Aufwendungen finanziell
unterstitzen kénne, nun wollte die Minderheit um die Freiburger Nationalratin diese
Bundesleistungen zuséatzlich an die finanzielle Starke der Kantone anpassen. Eine
Nationalratsmehrheit zog schliesslich den Minderheitsantrag dem Antrag der
Kommissionsmehrheit, welche die Verteilung der Bundesleistungen nicht weiter
spezifiziert hatte, vor. Einen anderen Kurs schlug dagegen eine Minderheit Vincenz (fdp,
SG) ein, welche sich daflr einsetzte, die Bestimmung génzlich zu streichen. Dass der
Bundesrat hier Bundesmittel in die Hand nehme, entspreche nicht dem féderalen
Prinzip. Diese Minderheit blieb im Nationalrat jedoch ohne Mehrheit.

Die Mehrheit des Nationalrats teilte ferner die Meinung des Bundesrats und der
Kommissionsmehrheit, dass die Grundlagen zur Erstellung der kantonalen Richtpléane
weiter prazisiert werden sollten und stellte sich somit gegen eine Minderheit Ruegger
(svp, OW), welche dem Beschluss des Standerats zustimmen wollte, welcher sich ein
Jahr zuvor gegen eine weitere Prazisierung gestellt hatte. Weiter sollte den speziellen
Gegebenheiten der Bergregionen im Sinne des Gebietsansatzes Rechnung getragen
werden, entschied der Nationalrat. Der Gebietsansatz sieht vor, dass durch
Spezialzonen, in denen nicht-standortgebundene Bauten erlaubt sind, die regionalen
und territorialen Eigenheiten der Kantone berucksichtigt werden kénnten. Die Frage,
ob denn solche Sonderzonen lediglich in Bergregionen zum Zuge kommen sollten,
bildete schliesslich auch das von Michael Graber betitelte «Piece de Résistance» des
ersten Blocks. Der Sténderat hatte sich in der Sommersession 2022 gegen eine
Beschréankung der Planungsfreiheit auf Bergkantone ausgesprochen, was auch eine
Minderheit Jauslin (fdp, AG) unterstitzte. Insbesondere sei der Begriff «Berggebiet>» flr
die Minderheit nicht gentgend klar definiert und zu arbitrar. Eine klare
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MOTION
DATUM: 14.06.2023
ELIA HEER

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 25.09.2023
VIKTORIA KIPFER

Nationalratsmehrheit folgte aber dem Antrag seiner UREK-NR und wollte Sonderzonen
nicht in der gesamten Schweiz erlauben.

Im zweiten Block der Detailberatung beugte sich der Nationalrat unter anderem Ulber
die Bestimmung, welche die UREK-NR mit 12 zu 12 Stimmen (mit Stichentscheid des
Présidenten) vorgeschlagen hatte und bei welchem sich die Meinungen der Fraktionen
schieden. Dieser medial breit diskutierte und von Nationalratin Martina Munz (sp, SH)
als «Schicksalsartikel» bezeichnete Artikel sah in der Version der knappen
Kommissionsmehrheit vor, altrechtlich erbaute Bauernhéuser ausserhalb der Bauzone
mitsamt angebauten Okonomiebauten zur vollstandigen Wohnnutzung zuzulassen. Eine
Minderheit Flach (glp, AG) wollte den Artikel dagegen wieder streichen. Die Umnutzung
landwirtschaftlicher Bauten ausserhalb der Bauzone zum Wohnzweck bendtige
ebenfalls eine entsprechende Infrastruktur. Somit fuhre diese Umfunktionierung zu
zusatzlichen Eingriffen in die Nichtbauzone und verstosse somit gegen den
Trennungsgrundsatz. Diesen Antrag abzuschwéchen versuchte Nationalrat Graber
mithilfe eines Einzelantrags, welcher die Transformation altrechtlicher Bauernhauser
lediglich in Berggebieten vorsah. Doch auch Grabers «susses Gift» stelle eine
signifikante Untermauerung der Grundziele der Vorlage dar, konterte Ratskollege Flach.
Der GLP-Nationalrat konnte auf die Unterstitzung aus dem links-griinen Lager zahlen
und der Artikel wurde schliesslich auf Antrag der Minderheit Flach gestrichen, wobei
der Einzelantrag Graber erfolglos in der grossen Kammer blieb.

Bei den Landwirtschaftszonen nahm der Nationalrat trotz  zahlreicher
Minderheitsantrage keine substanziellen Anderungen am Beschluss des Standerats vor.
In Umsetzung einer von beiden Raten gutgeheissenen Kommissionsmotion, welche eine
Verjahrung des Anspruchs auf Wiederherstellung des rechtméssigen Zustandes nach 30
Jahren forderte, flUgte der Nationalrat dem Entwurf jedoch eine Bestimmung hinzu.
Zuletzt besiegelte der Nationalrat die Vorlage als offiziellen indirekten Gegenvorschlag
zur Landschaftsinitiative und stimmte dem entsprechenden Antrag seiner Kommission
zu.

In der Gesamtabstimmung nahm der Nationalrat den Entwurf einstimmig an, womit das
Geschaéft zur Differenzbereinigung zurlick an den Stéanderat ging. °

Wohnungsbau und -eigentum

Die WAK-NR lancierte im Januar 2023 ein Kommissionsmotion in Reaktion auf die
Verodffentlichung des Berichts des Bundesrates in Erflllung des Postulates Beat Flach
(glp, AG; Po. 19.3894) betreffend den «Wildwuchs und den Wirrwarr bei den Regeln
der Baukunde>». Im Bericht war der Bundesrat zum Schluss gekommen, dass die
Situation betreffend verschiedene technische Regeln in der Baubranche zunehmend
unubersichtlich und komplex geworden sei. Insbesondere wachse die Zahl sogenannter
Vollzugshilfen, sprich Richtlinien, Checklisten und Ausfihrungsbestimmungen, welche
von privaten und offentlichen Akteuren erarbeitet werden, um Fehler bei der
Ausfiihrung zu vermeiden. Es sei zunehmend schwierig geworden, den Uberblick zu
behalten und die Qualitat und Richtigkeit dieser Vollzugshilfen abzuschatzen. Laut dem
Bericht des Bundesrates ware die beste Losung fur dieses Problem die Schaffung eines
neuen Bundesgesetzes, das einen standardisierten Prozess fiir die Ausarbeitung von
Vollzugshilfen festlegen und konforme Vollzugshilfen dementsprechend bezeichnen
wirde. In ihrer Kommissionsmotion forderte die WAK-NR nun den Bundesrat auf, einen
entsprechenden Gesetzesentwurf vorzulegen. Der Bundesrat empfahl die Motion zur
Annahme und klindigte an, das Anliegen mittels Revision des BauPG umsetzen zu
wollen. Dieses musse in absehbarer Zukunft sowieso revidiert werden, da die EU gerade
ihre Bauprodukteverordnung anpasse. Der Nationalrat nahm die Motion in der
Sommersession 2023 stillschweigend an. *

In der Herbstsession beugte sich der Nationalrat als Erstrat Uber einen Entwurf seiner
Rechtskommission, um unter anderem die Frist der Meldung von Baumingeln zu
verlangern. Dieser Entwurf griff die Anliegen mehrerer parlamentarischer Vorstdsse auf
(u.a. Pa.lv. 12.502; Pa.lv. 14.453). Nach geltendem Recht missen Baumangel
unverzlglich durch die Kauferinnen und Kéaufer einer Immobilie gemeldet werden;
ansonsten verlieren diese ihre Mangelrechte. Vor diesem Hintergrund arbeitete der
Bundesrat drei massgebliche Anderungsmassnahmen des OR aus: Erstens sollen
Bauméngel zukunftig innert 60 Tagen durch die Erwerberinnen und Erwerber gemeldet
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MOTION
DATUM: 11.12.2017
DIANE PORCELLANA

werden kénnen anstatt der heutigen Rlgefrist, welche sich Uber wenige Tage erstreckt.
Allerdings soll fur die Vertragsparteien bei Werk- und Grundstlickkaufvertragen die
Méglichkeit bestehen, sich auf eine andere Frist zu einigen. Zweitens soll der
Ausschluss des Nachbesserungsrechts fir Baumangel im Falle von Bauten zum
personlichen oder familidren Zweck nicht mehr zuldssig sein. Drittens soll die Position
der Bauherrschaft im Bauhandwerkerpfandrecht gestarkt werden. So soll die
Bauherrschaft alternativ zur Eintragung eines Bauhandwerkerpfandrechts eine
Ersatzsicherheit leisten kénnen, die die Verzugszinsen fur mindestens zehn Jahre
decken soll. Dies erleichtere die Bereitstellung einer solchen Ersatzsicherheit fur die
Bauherrschaft, da diese nach geltendem Recht die Verzugszinsen auf unbestimmte Zeit
decken sollten.

Die Mehrheit der RK-NR entschied, den Entwurf des Bundesrates noch zu erweitern
und sprach sich flr eine ganzliche Abschaffung der Verwirkungsfolge fur verspatete
Mangelrigen aus. Dabei sollen Bauméngel innerhalb der gesamten Verjahrungsfrist
gemeldet werden kdénnen, wobei diese von funf auf zehn Jahre angehoben werden soll.
Um weiterhin Anreize zum sofortigen Mangelrigen zu setzen, soll die Bestellerin oder
der Besteller die durch Mangel verursachten Kosten tragen, falls diese bei einer
sofortigen Meldung nicht entstanden wéren. Auch soll das Nachverbesserungsrecht
individuell fur alle Immobilien vereinbart werden kénnen, wobei ein Ausschluss des
Rechts auf Mangelbehebung in allen Féllen null und nichtig sei. Schliesslich entschied
sich die Kommission, die Laufzeit der Ersatzsicherheit der Bauherrschaft von den
vorgeschlagenen zehn auf funf Jahre zu kurzen.

Eintreten auf die Vorlage war in der grossen Kammer unbestritten und erfolgte
stillschweigend. Der Entwurf der RK-NR wurde jedoch von zwei Minderheiten
hinterfragt. Einerseits war die Minderheit Beat Flach (glp, AG) der Ansicht, dass die
geforderte Anhebung der Verjahrungsfrist von finf auf zehn Jahre zu weit gehe, da dies
fir Unternehmen finanziell nur schwer tragbar sei. Weiter misse sichergestellt werden,
dass aufgrund nicht gemeldeter Baumaéangel Folgeméngel ausgeschlossen werden
kénnten. Deshalb sei eine Ubungsgemasse Untersuchung zu implementieren, damit
allfallige Méngel erkannt werden sollten. Insofern dies nicht der Fall sei, kdnnten Mangel
innerhalb der Verjéhrungsfrist gemeldet werden. Andererseits wollte eine Minderheit
Sidney Kamerzin (mitte, VS) dem weniger ausgebauten Entwurf des Bundesrats folgen.
Die Fraktionen der Grinen, der SP und FDP sprachen sich in allen Belangen fur den
Entwurf der Kommissionsmehrheit aus. Ausser bei der Verlangerung der
Verjahrungsfrist von funf auf zehn Jahre stimmte die SVP-Fraktion hingegen dem
Entwurf des Bundesrats zu. Die Mitte-Fraktion unterstitzte vollumfanglich die Fassung
des Bundesrats und beabsichtigte, der Minderheit Kamerzin zu folgen.

Beide Minderheiten bleiben in der grossen Kammer erfolglos, wenn auch - im Falle der
Minderheit =~ Kamerzin -  nicht vollkommen chancenlos. Immerhin 93
Nationalratsmitglieder vermochte die Minderheit um den Walliser Mitte-Nationalrat zu
Uberzeugen, darunter die Mehrheit der FDP- und Mitte-Fraktionsmitglieder und die
geschlossen stimmende SVP-Fraktion. Trotzdem konnte sich der Vorstoss gegenlber 94
Gegenstimmen (bei 2 Enthaltungen) knapp nicht behaupten. In der Gesamtabstimmung
wurde die Fassung der RK-NR klar mit 185 zu 5 Stimmen angenommen, womit das
Geschéft an den Stéanderat ging. °

Umweltschutz
Larmschutz

Le conseiller national Beat Flach (pvl, AG) demande par le biais d'une motion,
|'autorisation de la pratique de la fenétre d'aération et la possibilité de densifier vers
I'intérieur du milieu bati sans autorisation dans les zones exposées au bruit. D'aprés
I'art. 39 al.1 OPB, les immissions de bruit se mesurent au milieu de la fenétre ouverte
des locaux a usage sensible au bruit. L'auteur reléve qu'une autre méthode est utilisée,
dite pratique de la fenétre d'aération. Jugée non admissible par le Tribunal fédéral, il
serait alors impossible de densifier vers I'intérieur du milieu bati dans ces endroits
fortement exposés en raison des interdictions de construire en vertu de la Iégislation
sur la protection contre le bruit. Il souhaite que les dérogations prévues a I'art. 31 al. 2
OPB soient appliquées que dans des cas exceptionnels. Il charge le Conseil fédéral
d'adapter I'OPB et, au besoin, la loi sur la protection de I'environnement (LPE) afin
d'autoriser la pratique de la fenétre d'aération.

Le Conseil fédeéral propose de rejeter la motion. Premierement, il souligne que des
permis de construire peuvent étre délivrés en cas de dépassement des valeurs limites
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PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.05.2023
KAREL ZIEHLI

d'immissions lorsqu'il y a un intérét prépondérant a construire. Deuxiemement, il
mentionne que le Conseil de I'organisation du territoire (COTER) et la Commission
fédérale pour la lutte contre le bruit (CFLB) ont déja indiqué des pistes de solutions
pour concilier les objectifs du développement territorial avec ceux de la lutte contre le
bruit. Pour le Conseil fédéral, la pratique de la fenétre d'aération n'est pas suffisante. Il
préne la poursuite des réflexions des deux commissions fédérales extraparlementaires
afin de créer une base légale autorisant une densification vers I'intérieur judicieuse
dans ces zones exposées au bruit. Des propositions seront formulées dans le plan
national de mesures pour diminuer les nuisances sonores.

La chambre basse adopte la motion par 137 voix contre 54 et 1 abstention. La CEATE-CE
partage la volonté du motionnaire. Mais par 12 voix et 1 abstention, les membres de la
commission souhaitent la formuler de maniére plus générale. Ainsi, au lieu d'une
"judicieuse densification vers [l'intérieur du milieu bati, sans autorisation
exceptionnelle, et a autoriser I'application de la pratique dite de la fenétre d'aération,
qui est largement reconnue”, la nouvelle version demande que les modifications
|égislatives puissent permettre "la densification vers l'intérieur du milieu béati
nécessaire du point de vue de I'aménagement du territoire tout en tenant compte de
maniére appropriée de la protection de la population contre les nuisances sonores". Le
Conseil des Etats adopte la motion dans sa version modifiée. La motion devra repasser
devant la chambre basse pour une seconde lecture. ©

Abfalle

Le Conseil national s'est penché sur le projet de révision de loi préparé par sa
commission visant a promouvoir I'économie circulaire. Cette révision comporte de
nombreuses propositions, le débat a donc été pour le moins fourni. Représentant la
commission de l'environnement, de I'aménagement du territoire et de I'énergie du
Conseil national, Christophe Clivaz (vert-e-s, VS) et Matthias Jauslin (plr, AG) sont, tout
d'abord, revenus sur la genése de ce projet de révision, alors qu'une sous-commission
a été instaurée - suite a l'acceptation de l'initiative parlementaire 20.433 - pour
élaborer un avant-projet. Suite a la procédure de consultation et les retours positifs du
Conseil fédéral, la CEATE-CN a décidé de ne changer que quelques aspects du projet,
proposé ici a la chambre basse. Il s'agit, avec cette ébauche, «de développer
|"économie circulaire, de rendre I'économie suisse plus performante, de réduire son
impact sur I'environnement et d'augmenter la sécurité de son approvisionnement»,
comme rappelé par le député valaisan Christophe Clivaz.

L'entrée en matiere n'a pas été contestée par les différentes fractions. Pour le PS, tant
|"économie que I'écologie ont a gagner de cette proposition. Le Centre estime que
|'"économie circulaire est un «Business case» pour |'avenir, et non pas seulement un
sujet d'actualité. Les Vert-e-s saluent le changement de paradigme que propose
|"économie circulaire: «on reproduit, on consomme, mais on recycle», qui vient
remplacer le «on produit, on consomme, on jette et on recommence». Le groupe PLR
s'est montré satisfait du déroulé des événements, alors que cette initiative
parlementaire a été initiée par la fraction libérale-radicale au sein de la commission,
afin de condenser plusieurs propositions touchant & I'économie circulaire. Susanne
Vincenz-Stauffacher (plr, SG) s'est réjouie d'un projet qui s'attache a travailler de
maniére étroite avec I'économie et de la possibilité de mettre en place des mesures sur
une base volontaire. Les Vert'libéraux ont insisté sur les nombreux avantages de
|"économie circulaire, dans un pays pauvre en ressources naturelles et qui aurait donc
tout a profiter de valoriser les déchets avant de les brdler. La fraction UDC s'est
également positionnée pour une entrée en matiere, émettant toutefois des critiques
acerbes contre un projet qui colterait trop cher et serait trop bureaucratique. Mike
Egger (udc, SG) a ainsi fait le constat qu'il serait bien plus effectif d'agir sur la
croissance de la population et la bétonisation du territoire pour protéger
I'environnement. De son c6té, le Conseil fédéral, représenté par le ministre de
I'environnement, Albert Rosti, soutient un projet vu comme important,
particulierement en temps de pénuries et d'incertitudes. Promouvoir ['économie
circulaire, c'est renforcer I'indépendance du pays selon les mots du conseiller fédéral
UbcC.

Alors que I'entrée en matiere était acquise, la discussion par article - plus ardue - s'est
déroulée en deux blocs. Le premier bloc, intitulé «Promotion de I'économie circulaire
et préservation des ressources, hiérarchie en matiére de valorisation des déchets,
gestion des déchets urbains», comptait douze minorités. Seule une, défendue par le
vert'libéral Beat Flach (pvl, AG), a réussi a convaincre une majorité de député.e.s, a une
voix prés (97 contre 96 voix). Le Conseil fédéral aura la possibilité d'édicter des régles

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.24



pour obliger les détaillants a déballer les denrées alimentaires jetées pour éviter que du
plastique ne se retrouve dans les centres de compostage ou que ces denrées soient
incinérées, a cause de ce plastique.

Dans le deuxiéme bloc - «Construction respectueuse des ressources, projets pilotes»
-, 10 propositions de minorité ont été défendues. A I'article 35i, deux propositions de
minorité provenant de la gauche ont été acceptées par les parlementaires. Il s'agit de
donner la possibilité au Conseil fédéral d'améliorer I'information et I'étiquetage des
produits et des emballages et d'exiger I'introduction d'un indice de réparabilité. Ces
deux minorités ont été remportées par 96 voix contre 90 (2 abstentions), regroupant les
fractions socialiste, vert-e-s, vert'libérale, une partie des élu.e.s du groupe du Centre
et la voix de la libérale-radicale vaudoise Jacqueline de Quattro. A I'article 35j, une
autre minorité a trouvé les faveurs de la chambre basse (101 voix contre 86 et une
abstention). La minorité ne souhaitait pas donner la possibilité au Conseil fédéral
«d'édicter des prescriptions sur la forme et le contenu d’un certificat concernant la
consommation de ressources des ouvrages». C'est le centre-droit qui a su ici
s'imposer. Toutes les autres propositions de minorité ont été rejetées. L'objet passe
donc dans les mains de la Commission de I'environnement de I'aménagement du
territoire et de I'énergie du Conseil des Etats (CEATE-CE).

Au vote sur lI'ensemble, seul.e.s les membres de I'UDC ont voté contre ou se sont
abstenu.e.s (ainsi que deux députés du PLR). Le projet a ainsi récolté 133 voix en sa
faveur, contre 42 et 13 abstentions.

Ce que les médias ont retenu de ce débat concerne, avant tout, I'introduction d'un
article pour amender le littering a hauteur de CHF 300 au maximum au niveau fédéral,
alors que les cantons ont des regles différentes. Au méme moment, les milieux paysans
se plaignaient des déchets sauvages, et plus particulierement des canettes jetées au
bord des routes qui peuvent mener a la mort des bovins - la canette en aluminium est
déchiquetée par les machines et finit dans le foin donné aux vaches qui les ingérent.
L'USP a donc lancé une campagne d'information, alors que le Conseil des Etats doit
encore se prononcer sur une motion Grin (udc, VD) visant a élaborer, en collaboration
avec les cantons, une campagne nationale & ce sujet. Sur l'article de loi touchant au
littering, seule la fraction UDC s'était opposée a fixer des amendes au niveau fédéral, a
|'exception de 12 membres du parti agrarien qui l'ont soutenu, comme l'a fait
remarquer la NZZ. Parmi ces parlementaires, beaucoup sont agriculteurs ou proches
des milieux paysans.

Dans un autre registre, cette révision est un soulagement pour le secteur du recyclage
qui attend ce changement depuis longtemps, notamment s'agissant de la libéralisation
partielle des filieres de recyclage. Pour I'organe faitier Swiss Recycling, cela permettra a
I'industrie de prendre plus de risques et de développer des solutions innovantes. ’
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